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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller 


gnädigſt geruht, 
dem Fabrikbeſitzer Emil Erckens in 
Grevenbroich, dem Kaufmann Emil 
Krüger in Berlin, dem Bankier Alfred 
Loewenberg in Berlin, dem Bankier 
Dr. jur. Emil Freiherrn von Oppen— 
heim in Cöln, dem Fabrikanten Fritz 
Vorſter ebendort den Charakter als 
Kommerzienrat und 
dem Fabrikbeſitzer Heinrich Sachs in 
Friedenau bei Berlin den Charakter 
als Kommiſſionsrat 
zu verleihen. 


Der Unterſtaatsſekretär im Miniſterium 
für Handel und Gewerbe Dr. Richter iſt 
zum Vorſitzenden der Königlichen Kommiſſion 
zur Beaufſichtigung der techniſchen Verſuchs— 
anſtalten ernaunt worden. 


Der Lehrheizer der ſtaatlichen Heizerkurſe 
Bruno Schaar in Berlin iſt zum Königlichen 
Werkmeiſter ernannt worden. 


Der Gewerbeinſpektor Dr. Raſch in 
Linden ſcheidet zum 30. September d. J. auf 
ſeinen Antrag aus dem preußiſchen Gewerbe— 
aufſichtsdienſt aus. 


Zum 1. Oktober d. J. ſind verſetzt worden 
der Gewerbeinſpektor Dr. von Langsdorff 


von Oppeln nach Linden in bisheriger Amts- 


eigenſchaft und der Gewerbeaſſeſſor Hell— 
mann von Weſel nach Oppeln zur kom⸗ 
miſſariſchen Verwaltung der Gewerbeinſpektion 
in Oppeln. 

Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Dewitz in 
Königsberg i. Pr. iſt zum Gewerbeinſpektor 
ernannt und endgiltig mit der Verwaltung 
der Gewerbeinſpektion in Königsberg i. Pr. 
betraut worden. 

Den Gewerbeaſſeſſoren Pagel in Saar⸗ 
brücken und Dr. Junghans in Dortmund 
iſt eine etatsmäßige Hilfsarbeiterſtelle bei den 
bezeichneten Gewerbeinſpektionen verliehen 
worden. 


Der Regierungsaſſeſſor Dr. Sitzler in 
Berlin iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
Stadtkreis Berlin und Regierungsbezirk 
Potsdam und des Schiedsgerichts für die 
Arbeiterverſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 
bezirke Berlin ernannt worden. 


Der Hilfslehrer Liebmann in Magde— 
burg iſt zum Oberlehrer an der dortigen 
Baugewerksſchule ernannt worden. 


Te En ee 


Anlage. 


Anlage 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Aurechnung von Kriegsjahren als peuſionsberechtigte Kriegszeit. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Auguſt 1907. 

In Anſchluß an meinen Erlaß vom 26. Juni v. Is. (HMBl. S. 282) wird hierunter 
die weitere Allerhöchſte Ordre vom 12. April d. Is., betreffend Anrechnung des Jahres 
1907 als Kriegsjahr aus Anlaß der Aufſtände im ſüdweſtafrikaniſchen Schutzgebiete, zur 
Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 3031. — I 8049. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Ich beſtimme im Anſchluß an Meine Ordres vom 12. Oktober 1905 und 27. Fe⸗ 
bruar 1906: Den im Jahre 1907, bis zur Beendigung des Kriegszuſtandes, an der Be⸗ 
kämpfung der Eingeborenenaufſtände in Südweſtafrika beteiligt geweſenen Deutſchen wird 
das Jahr 1907 als Kriegsjahr angerechnet, ſofern in dieſem Jahre die Beteiligung mindeſtens 
einen Monat betragen hat oder die Teilnahme an einem Gefecht vorliegt. Im übrigen 
findet Meine Ordre vom 12. Oktober 1905 ſiungemäße Anwendung. 


Berlin, den 12. April 1907. 
gez. Wilhelm. I. R. 


Au den Reichskanzler. (Oberkommando der Schutztruppen.) 


Betr. Umzugskoſten der Beamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Auguſt 1907. 

Die nachſtehend abgedruckte Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters und des Herrn 
Miniſters des Innern vom 18. Juni d. Is., betreffend Gewährung von Umzugskoſten bei 
der Übernahme von Beamten aus einer etatsmäßigen Stelle in eine nicht etatsmäßige 
Stelle, iſt auch im Bereiche der meiner Verwaltung unterſtellten Behörden uſw. zu beachten. 


In Vertretung. 
IIa 2910. — J 8048. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 18. Junt 1907. 
Zur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens und zur Beſeitigung von Zweifeln, 
die bei Ausführung des Erlaſſes vom 29. Mai/17. Oktober 1903 (MBl. f. d. i. V. S. 229) 
über die Frage entſtanden ſind, wie bei der Übernahme von Beamten aus einer etats⸗ 
mäßigen Stelle der einen Verwaltung in eine nicht etats mäßige Stelle der anderen Ver— 
waltung hinſichtlich der Gewährung von Umzugskoſten zu verfahren iſt, wird folgendes 
beſtimmt: 
1. Wenn ein Beamter aus der etatsmäßigen Stelle unmittelbar in eine diätariſche 
Stelle endgültig übernommen wird, ſo ſtehen ihm die Umzugskoſten ſofort nach 
Antritt der diätariſchen Beſchäftigung zu. 
2. Wird ein Beamter zunächſt zur Probedienſtleiſtung einberufen, ſo iſt eine Zahlıng 
von Umzugskoſten während der Zeit der Probedienſtleiſtung ausgeſchloſſen. 
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3. Wenn ein Beamter nach beendigter Probedienſtleiſtung endgültig diätariſch an⸗ 
geſtellt oder in eine etatsmäßige Stellung übernommen wird, ſo findet nunmehr 
eine Gewährung von Unzzugskoſten ſtatt, vorausgeſetzt, daß die Probedienſt⸗ 
leiſtung ſich unmittelbar an die Beſchäftigung in dem bisherigen Amte anſchloß 
und der Beamte bis zu der nach Abſchluß der Probedienſtleiſtung erfolgenden 
endgültigen Übernahme in ſein neues Amt noch etatsmäßiger Beamter in ſeiner 
früheren Stellung verblieben war. 

4. Bei der Berechnung der Umzugsfoiten zu 3 find die Familienverhältniſſe des 
Beamten zur Zeit der endgültigen Übernahme und, falls er während der Probe— 
dienſtleiſtung noch den Ort gewechſelt haben ſollte, der Umzug von dem urſprüng⸗ 
lichen Dienſtorte nach dem Orte der endgültigen Anſtellung zugrunde zu legen. 

5. Erfolgt die Penſionierung des Beamten in ſeiner bisherigen Stellung vor 
beendigter Probedienſtleiſtung in der neuen Stelle, ſo muß nach dem Grundſatze, 
daß die Gewährung von Umzugskoſten an penſionierte oder ausgeſchiedene 
Beamte unzuläſſig iſt, die Unzugskoſtenentſchädigung verſagt werden. 

6. Geſchieht die Übernahme eines etatsmäßigen Beamten in der Form der Anftellung 
auf Probe, ſo kann, da dies nur als bedingte Verſetzung erſcheint, die Gewährung 
von Umzugskoſten gleichfalls nur unter der Vorausſetzung, daß der Beamte bei 
der neuen Verwaltung endgültig angeſtellt wird, und erſt mit letzterem Zeit⸗ 
punkt erfolgen. Die Umzugskoſten berechnen ſich in dieſem Falle aber nach den 
Verhältniſſen zur Zeit der Übernahme auf Probe. Erfolgt die endgültige Au⸗ 
ſtellung nicht, ſo dürfen auch für die Rückreiſe Umzugskoſten nicht vergütet 
werden. Den Beamten iſt bei ihrer Übernahme auf Probe in jedem Falle zu 
eröffnen, daß ihnen eine Untzugskoſtenvergütung nur unter den vorerwähnten 
Bedingungen zuſtehen werde. 

7. In Fällen, in denen ein dienſtliches Intereſſe an der Übernahme eines Beamten 
völlig fehlt, insbeſondere bei der Ubernahme höherer und mittlerer Beamten auf 
ihren ausdrücklichen Wunſch, greifen die vorſtehenden Beſtimmungen nicht Platz, 
vielmehr bleibt vorbehalten, in ſolchem Falle die Übernahme von der vorherigen 
Verzichtserklärung des Beamten auf Umzugskoſten abhängig zu machen. 


Euer uſw. erſuchen wir, nach dieſen Grundſätzen in Zukunft zu verfahren. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
(gez.) Dombois. (gez.) von Kitzing. 


I 7805. II 5712. III 9774. — M. d. J. Ia 4353. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und an den Herrn Dirigenten 
der Königlichen Miniſterial-, Militär⸗ und Bau⸗Kommiſſion hier. 


Betr. Bücher⸗ und Lehrmittelſchan des Laudesgewerbeamtes. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Auguſt 1907. 

Die bisher einzelnen Nummern des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung als nichtamtliche Beilage beigefügte Bücher- und Lehrmittelſchau wird nach 
einer mit Carl Heymanns Verlag getroffenen Vereinbarung vom 1. Oktober d. J. ab unter 
der Bezeichnung „Nichtamtliche Veröffentlichung des Landesgewerbeamts“ zum Jahres⸗ 
abonnementspreiſe von 2,50 , ſelbſtändig erſcheinen. Ich erſuche Sie, die gewerblichen 
Lehranſtalten auf die veränderte Erſcheinungsweiſe des Blattes aufmerkſam zu machen. 


Im Auftrage. 
IV 8290. Simon. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
9 9 


Anlage: 
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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Betr. Einziehung der Beiträge für Handelskammern. 
Berlin, den 5. September 1907. 

Im Ginverftändniffe mit der von Ihnen vorgetragenen Auffaſſung können wir 
den von dem Magiſtrat in N. erhobenen Anſpruch nicht als begründet anerkennen, 
daß die Handelskammern in Fällen der Erhebung der Handelskammerbeiträge durch die 
Gemeinden (8 28 des Geſetzes über die Handelskanmern vom 15 u 1897) verpflichtet 
ſeien, alle Beiträge der Kommune zur Einziehung zu überweiſen. Die Möglichkeit, lediglich 
einen Teil der Beiträge durch die Gemeinde zu erheben und den übrigen Teil ſelbſt ein— 
zuziehen, iſt den Handelskammern durch das Geſetz nicht verſchloſſen worden. Wir erſuchen, 
den Magiſtrat in N. in unſerem Namen entfprechend zu beſcheiden. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. für Handel und Gewerbe. Im Auftrage. 
Dombois. In Vertretung. v. Falkenhayn. 


Dr. Richter. 
1 13 863 1 F. M. — IIa 3406 M. f. H. — Ib 1683 M. d. J. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in L. 
Den Handelskammern zur Kenntnisnahme. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 

Dem früheren Schiffer auf kleiner Fahrt und Führer von Fahrzeugen in mittlerer 
Hochſeefiſcherei Robert Baudeck aus Geeſtemünde iſt die ihm durch den Spruch des See⸗ 
amts zu Bremerhaven vom 18. Juli 1906 entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffer⸗ 
gewerbes wieder eingeräumt worden. 


Betr. Statiſtik der Seeſchiffahrt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1907. 

Der Bundesrat hat am 27. Juni d. J. neue Beſtimmungen über die Statiſtik der 
Seeſchiffahrt erlaſſen, die am 1. Januar 1908 in Kraft treten ſollen. Die Beſtimmungen 
find Seite 371ff. im Anhange zu Nr. 34 des Zentralblatts für das Deutſche Reich ver— 
öffentlicht worden und werden Ihnen in einem Sonderabdrucke zugehen. 

Zugleich ſetze ich Sie vorläufig davon in Kenntnis, daß eine Abänderung der im 
Dezember 1878 erlaſſenen Vorſchriften, betreffend die in den preußiſchen Hafenplätzen auf⸗ 
zuſtellenden Zählkarten über die im Seeverkehr angekommenen und abgegangenen Seeſchiffe, 
in Ausſicht genommen iſt. Weitere Mitteilung hierüber wird Ihnen ſeinerzeit zugehen. 

In Vertretung. 
IIb 7460. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Unterſuchung von emailliertem Eh, Trink⸗ und Kochgeſchirr. 
Berlin, den 1. Auguſt 1907. 
Wir überſenden beifolgend Abſchrift eines ſeitens des Herrn Reichskanzlers (Reichs⸗ 
amt des Junern) zugegangenen Gutachtens des Kaiſerlichen Geſundheitsamts vom 
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25. Mai d. Is., betreffend Unterſuchung von emailliertem Eß⸗, Trink- und Kochgeſchirr, mit 
dem ergebenſten Erſuchen, die Unterſuchungsanſtalten für Nahrungsmittel, Genußmittel und 
Gebrauchsgegenſtände im dortigen Bezirke von dem Sachverhalt in Kenntnis zu ſetzen, um 
etwaige Härten bei der Beanſtandung emaillierter Gefäße zu vermeiden. 


Der Miniſter Der Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, 
für Handel und Juſtizuiniſter. des Innern. Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Gewerbe. Im Auftrage. In Vertretung. Angelegenheiten. 
Im Auftrage. Bourwieg. v. Biſchoffshauſen. Im Auftrage. 
von der Hagen. Schmidtmann. 


M. f. H. u. G. IIb 6985. — Juſt. Min. I 5244. — M. d. J. IIa 6233. — M. d. g. A. M. 7119. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 


Der Präſident des Kaiſerlichen Geſundheitsamts. 
Berlin, den 25. Mai 1907. 


Nach § 1,3 des Reichsgeſetzes vom 25. Juni 1887, betreffend den Verkehr mit blei⸗ 
und zinkhaltigen Gegenſtänden, dürfen Eß-Trink- und Kochgeſchirr ſowie Flüſſigkeitsmaße 
nicht mit Email oder Glaſur verſehen ſein, welche bei halbſtündigem Kochen mit einem in 
100 Gewichsteilen 4 Gewichtsteile Eſſigſäure enthaltenden Eſſig an den letzteren Blei 
abgeben. Ju den Techniſchen Erläuterungen zu dem Entwurfe des Geſetzes iſt das Unter⸗ 
ſuchungsverfahren näher beſchrieben. Es heißt dort im Abſchnitt VI, 2. Geſundheitspolizei⸗ 
liche überwachung, unter „Glaſur“: „Zur chemiſchen Prüfung der Glaſur auf Abgabe von 
Blei kennt man verſchiedene, mehr oder weniger einfache Verfahren. Da dieſelben ungleich 
empfindlich find, müſſen die geſundheitspolizeilichen Vorſchriften im Intereſſe der Gleich- 
mäßigkeit der Anſprüche an eine beſtimmte, einheitlich anzuwendende Unterſuchungsmethode 
geknüpft ſein. Es wird der Nachweis am kürzeſten dadurch geführt, daß man die betreffenden 
Gefäße mit einem vierprozentigen Eſſig (und zwar mit 50 cem Eſſig auf 1 1 Rauminhalt) 
unter öfterem Beſpülen der Wandung und Ergänzen der verdampften Flüſſigkeit 
eine halbe Stunde lang vorſichtig kocht, die Flüſſigkeit erkalten läßt (wenn nötig 
filtriert) und mit Schwefelwaſſerſtoff auf Blei prüft“, und unter „Emails“: „Die 
Prüfung auf Angreifbarkeit kann in der gleichen Weiſe geſchehen, wie für Töpferwaren 
angegeben worden iſt.“ 

Nach dieſer Beſchreibung ſoll zweifellos der Eſſig in das zu unterſuchende Gefäß 
eingefüllt und in demſelben gekocht werden. Bei Löffeln, Sieben uſw. iſt dies Verfahren 
nicht, bei flachen Tellern ſchwer durchführbar; ſolche Gegenſtände muß man vielmehr in 
ein größeres Gefäß unter Eſſig legen und darin kochen. Manche Chemiker führen nun die 
Prüfung allgemein in der letzteren Weiſe aus, wodurch auch die Außenſeite der Gefäße 
dem Angriffe des kochenden Eſſigs ausgeſetzt wird. Befinden ſich auf der Außenſeite der 
Gefäße Verzierungsbilder, wie es bei emaillierten Trinkbechern, Taſſen, Töpfen uſw. vor⸗ 
kommt, jo kann eine nur aus dieſen Bildern herrührende Bleiabgabe zur Beanſtandung 
des Gefäßes führen. 

Vom geſundheitlichen Standpunkt aus iſt eine geringe Bleiabgabe der Außenſeite 
emaillierter Gefäße, ſoweit ſie beim beſtimmungsgemäßen oder vorauszuſehenden Gebrauche 
mit den Speiſen oder Getränken nicht in Berührung kommt, kaum als bedenklich anzuſehen. 
Die Verhältniſſe liegen hier anders, als bei den metallenen Deckeln und Beſchlägen von 
Bierkrügen; bei letzteren iſt eine Bleiübertragung durch das Spülwaſſer in Betracht 
zu ziehen, während emaillierte Gefäße in der Regel nach dem Spülen abgetrocknet werden, 
ſo daß keine Reſte des Spülwaſſers mehr in die Speiſen gelangen. Danach dürfte das 
Verfahren einiger Chemiker, die Prüfung des Emails auf Bleiabgabe auch auf die Außen⸗ 
ſeite von Töpfen, Taſſen, Bechern und dergleichen auszudehnen, wenn es auch dem Wort— 
laute des Geſetzes nicht widerſpricht, doch über die berechtigten geſundheitlichen Anforde- 
rungen hinausgehen. 

(Unterſchrift.) 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Unfälle im elektriſchen Betriebe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. Auguſt 1907. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 17. Oktober 1903 (HMBL. S. 342) überſende ich 
Ihnen (dem Königlichen Oberbergamt) ein Exemplar der vom Verbande Deutſcher Elektro⸗ 
techniker unter Mitwirkung des Reichsgeſundheitsamts umgearbeiteten „Anleitung zur erſten 
Hilfeleiſtung bei Unfällen im elektriſchen Betriebe“) mit dem Bemerken, daß die „An⸗ 
leitung“ im Verlage von Julius Springer in Berlin N. 24, Monbijouplatz 3, erſchienen iſt. 

In Vertretung. 
III 6697. I 8125. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Königlichen Oberbergämter. 


) Die Anleitung tft hier nicht abgedruckt. 


2. Gewerbeauſſicht. 
Betr. Eiſenbahnwerkſtätten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 12. Auguſt 1907. 
Nachdem in mehreren Urteilen von Oberlandesgerichten dahin erkannt worden iſt, daß 
Werkſtätten, die lediglich dem Zwecke und der Förderung eines Eiſenbahmumternehmens 
dienen, als deſſen weſentliche Beſtandteile gemäß § 6 der Gewerbeordnung den geſamten Vor: 
ſchriften der Gewerbeordnung nicht unterworfen ſeien, ordne ich im Einverſtändnis mit dem 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten in Ergänzung des Erlaſſes vom 18. Februar 1905 
(SMBL. S. 44) und in Abänderung der Erlaſſe vom 25. Mai und 15. Juni 1892 
— B 4305 und 5377 — hierdurch an, daß ſich die Gewerbeaufſichtsbeamten in den ſtaat⸗ 
lichen wie in den nicht ſtaatlichen Eiſenbahnwerkſtätten jeder Tätigkeit enthalten und dieſe 
Werkſtätten auch in den Jahresberichten und den dazugehörigen ſtatiſtiſchen Nachweiſungen 
nicht mehr berückſichtigen. 
In Vertretung. 
III 6923. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 
Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 
1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Rechtsauwalts⸗Bureaugehilfen in Düſſeldorf (E. H.), 
2. Kranken⸗ und Sterbekaſſe aller gewerblichen Arbeiter für Schöneberg und Berlin 
(E. H.), 

3. Allgemeine Arbeiter- und Handwerker⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe (E. H.) für die 
Gemeinden Oſten, Altendorf, Iſenſee und Hüll, 

4. Kranken⸗ und Sterbe⸗ (Begräbnis) Kaſſe für Caputh und Umgegend (E. H.), 

5. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der vereinigten Handwerker und Kleingewerbetreibenden 
zu Weißwaſſer (E. H.), 

6. St. Joſephs⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Eſſen, 

Berlin, den 9. September 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 7264 II. Ang. Dr. Hoffmann. 
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V. Gewerbliche Unterricht3angelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. September 1907. 


Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 23. Januar d. Is. (HM Bl. S. 14) mache ich 
darauf aufmerkſam, daß die „Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen“ 
am 1. Oktober d. Is. in Kraft treten. Demnach haben von dieſem Zeitpunkt ab das Recht, 
Gewerbeſchullehrerinnen auszubilden 


a. die Königlichen Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen in Poſen, Potsdam 
und Rheydt, ſowie der Lette⸗Verein in Berlin: für alle unter II der „Vorſchriften“ 
aufgeführten Lehrfächer, mit Ausnahme des Zeichnens, worin einſtweilen 
Lehrerinnen nicht ausgebildet werden; 

b. das Peſtalozzi⸗Fröbelhaus II in Berlin: für Kochen und Hauswirtſchaft; 

0. 1 e e in Berlin: für Wäſcheanfertigung, Schneidern 
und Putz. 

Anderen Anſtalten ſteht das Recht, Gewerbeſchullehrerinnen auszubilden, nicht zu, 
und zwar, wie ich aufgetretenen Zweifeln gegenüber ausdrücklich bemerke, auch dann nicht, 
wenn ſie ſich bisher die Ausbildung von „Juduſtrielehrerinnen“ oder von Lehrerinnen mit 
ähnlicher Bezeichnung zur Aufgabe gemacht haben. 

Um auch denjenigen Mädchen, die ſich bisher an öffentlichen oder privaten Schulen 
als Lehrerinnen haben ausbilden laſſen, oder die ihre an dieſen Anſtalten ſchon begonnene 
Ausbildung vollenden wollen, die Möglichkeit zu geben, die unter Ziffer II der „Vor⸗ 
ſchriften“ aufgeführten Lehrbefähigungen zu erlangen, bin ich bereit, dahingehenden An⸗ 
trägen zu eutſprechen, wenn eine Prüfung der perſönlichen Verhältniſſe und des Aus— 
bildungsgangs der Antragſtellerinnen ergibt, daß ſie den Anforderungen genügen, die nach 
den „Vorſchriften“ an künftige Gewerbeſchullehrerinnen geſtellt werden ſollen. Dieſe An- 
träge, die ſpäteſtens bis zum 1. Oktober 1908 durch Vermittelung der zuſtändigen Re⸗ 
gierungspräſidenten (in Berlin des Polizeipräſidenten) an mich gerichtet ſein müſſen, ſind 
ein ausführlicher, ſelbſt geſchriebener Lebenslauf, Zeugniſſe über die allgemeine und tech⸗ 
niſche Ausbildung, ſowie über die etwaige bisherige Lehr- und praktiſche Tätigkeit beizu⸗ 
fügen. Auch iſt in jedem Antrag anzugeben, für welches Fach die Erteilung der Lehr— 
befähigung erbeten wird. 

Nach Ziffer IV, Nr. 6 und 7 der „Vorſchriften“ iſt zur Aufnahme in die Gewerbe— 
ſchullehrerinnenſeminare nicht nur erforderlich, daß die Prüfungen als Lehrerinnen der 
Hauswirtſchaftskunde oder der weiblichen Handarbeiten nach den geltenden Prüfungs⸗ 
ordnungen abgelegt ſind, ſondern daß auch die Vorbereitung auf dieſe Prüfungen in einer 
von mir als geeignet anerkannten Unterrichtsanſtalt erfolgt iſt. Ich ſehe davon ab, ſchon jetzt 
beſtimmte Unterrichtsanſtalten als „geeignet“ anzuerkennen, will vielmehr geſtatten, daß bis 
auf weiteres ſolche Mädchen in die Gewerbeſchullehrerinnenſeminare aufgenommen werden, 
die den Nachweis erbringen, daß ſie auf die Vorbereitung zu jeder dieſer Prüfungen 
mindeſtens ein Jahr verwandt haben. Schülerinnen mit einer kürzeren Ausbildungszeit 
dürfen nur mit meiner Genehmigung zugelaſſen werden. 

Sie wollen dieſen Erlaß ſofort durch das Amtsblatt und die Kreisblätter zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis bringen, auch dafür ſorgen, daß er durch die Lokalzeitungen möglichſt ver- 
breitet wird. 

Im Auftrage. 
IV 9304. Simon. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
Zur Nachachtung an die Vorſteherinnen der Königlichen Handels⸗ und Gewerbeſchulen für 


Mädchen in Poſen, Potsdam und Rheydt, den Vorſtand des Lette-Vereins, des 
Peſtalozzi⸗Fröbelhauſes II und der Viktoria-Fortbildungsſchule zu Berlin. 
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Betr. Lehrpläne für die Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. September 1907. 

Gemäß Ziffer 6 der „Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbeſchullehrerinnen“ 
vom 23. Januar 1907 (HMBl. S. 14) beſtimme ich, daß der Ausbildung der Gewerbe⸗ 
710 1 ſchullehrerinnen vorläufig die beifolgenden Lehrpläne zugrunde zu legen find. Beim Lehr⸗ 
— Plwan für Putz iſt vorausgeſetzt, daß die Ausbildung in einem anderen Fache vorangegangen 
iſt, da dieſe Lehrbefähigung bis auf weiteres nur erteilt werden ſoll, nachdem eine andere 
Lehrbefähigung bereits erworben iſt. Ein Lehrplan für Zeichnen iſt nicht aufgeſtellt, da 

Lehrerinnen für dieſes Fach einſtweilen nicht ausgebildet werden ſollen. 


Im Auftrage. 
IV 9303. Simon. 


An die Vorſteherinnen der Königlichen Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen in Poſen, 
Potsdam und Rheydt, den Vorſtand des Lette-Vereins, des Peſtalozzi-Fröbelhauſes II 
und der Viktoria⸗Fortbildungsſchule zu Berlin. 


Abſchrift überſende ich Ihnen im Auſchluß an den Erlaßz vom 23. Januar d. J. 
(HMBl. S. 14) mit dem Erſuchen, vorſtehenden Erlaß nebſt Anlagen durch das Amtsblatt 
bekannt machen und auch in den Lokalzeitungen in geeigneter Weiſe darauf hinweiſen 
zu laſſen. 

Im Auftrage. 
Simon. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage a. 


Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchullehrerin für Kochen und 
Hauswirtſchaft. 

Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſene Mädchen, die im eigenen 
Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, in der bürgerlichen und feinen Küche ſowie in 
allen Hausarbeiten zu unterrichten. 

Lehrſtoff: 1. Kochen: Koch- und Brateinrichtungen und Küchengeräte jeder Art ein— 
ſchließlich ſolcher für beſondere Zwecke; Einkauf und Aufbewahren der Lebensmittel, Her— 
ſtellen von kalten und warmen Getränken; Zubereiten der kalten und warmen Vor- und 
Zpwiſchengerichte, der feinen Suppen und Gemüſe; Kochen, Schmoren, Dämpfen, Braten 
aller Fleiſchſtücke, von Fluß- und Seefiſchen ſowie der Kruſtentiere, von Wild und Geflügel 
jeder Art; Herſtellen von feinen Saucen, Mayonaiſen, Speiſen, Gefrorenem, Salaten, 
Kompotts, Backwerken und Torten; Einmachen; Zuſammenſtellen und Berechnen der Mahl⸗ 
zeiten für den täglichen Bedarf und für kleinere und größere Geſellſchaften und Feſte; Auf 
bewahren und Verwerten von Reſten; Kinder- und Krankenkoſt. Dem Zubereiten der 
Speiſen gehen Belehrungen über Herkunft, Nährwert und Preiſe der Nahrungsmittel voraus. 

2. Hausarbeiten: Tafelſchmuck, Tiſchdecken und Servieren; Reinigen der Küche, der 
Kochgeräte und des Geſchirrs. Reinigen und Erhalten der für Möbel, Dielen und Wand⸗ 
täfelungen gebräuchlichen Holzarten, der für Möbelbezüge, Teppiche, Wandbekleidungen, 
Gardinen und Vorhänge üblichen Stoffarten, der zu Nippes und größeren Schmuckgegen⸗ 
ſtänden benötigten Materialien und der für Tiſchgeräte zur Verwendung kommenden Metalle; 
Behandeln der verſchiedenen Arten von Matratzen und Betten; Bedienen der bekannteſten 
Beleuchtungs-, Heizungs-, Lüftungs- und Badeeinrichtungen; Desinfektion; Pflege der 
Blumen: Schmuck des Hauſes nach Auswahl und Anordnung; Reinigen und Aufbewahren 
von Kleidungsſtücken und Schmuckſachen. 

3. Waſchen und Plätten: Waſchen, Reinigen mit Chemikalien und Plätten feiner 
Haus⸗ und Leibwäſche einſchließlich der Kragen, Manſchetten und Oberheiden, von Spitzen 
und Stickereien und von mit dieſen verſehenen oder in anderer Weiſe garnierten Bekleidungs⸗ 
gegenſtänden, von Handſchuhen und Gardinen; Ordnen des Wäſcheſchrankes. 

4. Maſchinenähen: Zuſchueiden und Nähen der Küchen- und Bettwäſche, von 
Arbeitsſchürzen und von einfachen Wirtſchaftskleidern. 
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5. Naturkunde, einſchließlich Nahrungsmittellehre: Ausbau und Erweiterung 
des bei der Ausbildung als Lehrerin für Hauswirtſchaftskunde durchgearbeiteten Lehrſtoffs 
mit beſonderer Berückſichtigung der hauswirtſchaftlichen Praxis; Unterweiſung in experimentellen 
und mikroſkopiſchen Arbeiten; Einführung in die wichtigſten geſetzlichen Beſtimmungen über 
Nahrungs-, Genußmittel und Gebrauchsgegenſtände; Beſichtigungen von gewerblichen und 
! Betrieben im Anſchluß an den Unterricht. 

6. Buch- und Rechnungs führung: Einrichten und Führen der Bücher und Ordnen 
der Rechnungen für einen größeren Wirtſchaftsbetrieb; Einteilen des Jahres-, Vierteljahrs⸗ 
und Monatseinkommens; Koſtenberechnungen für alle regelmäßigen und außergewöhnlichen 
Bedürfniſſe des Haushalts. 

7. Pädagogik: Unterricht in der Pſychologie, insbeſondere des Jugendalters unter 
ſteter Bezugnahme auf die Unterrichts- und Erziehungslehre, wie ſie durch den Charakter 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten bedingt iſt; Überblick über die Geſchichte der Pädagogik 
unter beſonderer Berückſichtigung des Frauenbildungsweſens bis in die neueſte Zeit; Lektüre 
ausgewählter Kapitel pädagogiſcher Klaſſiker; Beſprechung hervorragender neuerer Er— 
ſcheinungen unter Zuhilfenahme der Privatlektüre. 

8. Lehrübungen: Unterweiſung in der Fachmethodik durch die Fachlehrerin; 
Hoſpitieren und Lehrübungen, wenn möglich in einer Übungsſchule. 

9. Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre: Dem Faſſungsvermögen der 
Seminariſtiunen angepaßte Vorträge aus einzelnen Gebieten der Bürgerkunde und Volks— 
wirtſchaftslehre unter beſonderer Berückſichtigung der die Frauenberufe betreffenden Fragen. 

10. Zeichnen: Freihandzeichnen nach Gebrauchsgegenſtänden und Pflanzen; Wand— 
tafel- und Gedächtuniszeichnen; Verzieren von Speiſen. 

11. Singen und Turnen: Beſondere Pflege des Volkslieds. Freiübungen, 
Bewegungsſpiele. Au die Stelle des Turnens können auch größere gemeinſame Spazier⸗ 
gänge, Schwimmen, Sportübungen, Gartenarbeiten und andere Beſchäftigungen treten, die 
die körperliche Entwickelung, Geſundheit und Gewandtheit zu heben geeignet ſind. 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: 1 Jahr zu 40 Unterrichtswochen. 


Lau⸗ a Ä 

1 era cher Wöchentliche Stundenzahl S 
Nr. 1. Halbjahr 2. Halbjahr 1 
Ul eee ee. 12 12 480 
2. | Hausarbeiten . ne. 6 - 120 
3. Waſchen und Plätten 6 120 
4. | Maſchinenähen .. 3 : 60 
5. | Naturkunde, einſchließlich Kabrumgsmittellehe 2 2 80 
6. | Buch- und Bechngesfüheng e 8 8 1 1 40 
1 Aae ER { a 2 2 80 
8. | Lehrübungen . 3 1 5 120 
9 Bürgerfunde und Volkswirtf \nftsfept . 1 20 
10. ] Zeichnen. 3 — 2 8⁰ 

sr 3 30 30 1200 

11 nigen und Turnen * 4 


Anlage b. 


Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchullehrerin für einfache und feine 
Handarbeiten ſowie Maſchinenähen. 
Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſene Mädchen, die im eigenen 


Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, in der Anfertigung von einfachen und feinen 
Handarbeiten ſowie im Maſchinenähen zu unterrichten. 
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Lehrſtoff: 1. Handarbeiten und Maſchineſticken: Ausbeſſern feiner und gemuſterter 
Wäſche, von Kleidern, Tüll, Gardinen und Spitzen, à jour-, Durchbruch-, point-lace-, 
Aufnäh⸗ und Knüpf⸗Arbeiten; Leinen, Woll und Seidenſtickerei, Sticken mit der Näh⸗ 
maſchine. 

2. Maſchinenähen: Herſtellen von Gegenſtänden aus verſchiedenen gewerblichen 
Fachgebieten mit Anwendung ſäntlicher auf der Nähmaſchine auszuführender Verzierungs⸗ 
techniken. 


3. Nähmaſchinenkunde: Nähmaſchinenſyſteme, Bau, Einrichtung und Behandlung 
der verſchiedenen Arten; Juſtierungen und kleinere Reparaturen. 

4. Stofflehre: An der Hand von Sammlungen Beſprechung der für die einfachen 
und feinen Handarbeiten erforderlichen Garne und Stoffe unter Angabe der Kennzeichen 
der verſchiedenen Qualitäten, der üblichen Aufmachungen (bei den Garnen), der Handels— 
breiten (bei den Stoffen) und der durchſchnittlichen Preiſe. 

5. Stillehre: Beſprechung der Stilarten in hiſtoriſcher Reihenfolge; Skizzieren ein— 
zelner Vorbilder. 

6. Fachzeichnen: Zeichneriſche Darſtellung guter Vorbilder; Buchſtaben⸗ und 
Monogrammzeichnen; Vergrößern, Verkleinern und Verändern von Muſtern; Farbſtudien. 

7. Pädagogik: Unterricht in der Pſychologie, insbeſondere des Jugendalters unter 
iteter Bezugnahme auf die Unterrichts- und Erziehungslehre, wie ſie durch den Charakter 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten bedingt iſt; Überblick über die Geſchichte der Pädagogik 
unter beſonderer Berückſichtigung des Frauenbildungsweſens bis in die neueſte Zeit; 
Lektüre ausgewählter Kapitel pädagogiſcher Klaſſiker; Beſprechung hervorragender neuerer 
Erſcheinungen unter Zuhilfenahme der Privatlektüre. 

8. Lehrübungen: Unterweiſung in der Fachmethodik durch die Fachlehrerin; 
Hoſpitieren und Lehrübungen, wenn möglich in einer Übungsſchule. 

9. Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre: Dem Faſſungsvermögen der 
Seminariſtinnen angepaßte Vorträge aus einzelnen Gebieten der Bürgerkunde und 
Volkswirtſchaftslehre unter beſonderer Berückſichtigung der die Frauenberufe betreffenden 
Fragen. 

10. Singen und Turnen: Beſondere Pflege der Volkslieder. Freiübungen, Be— 
wegungsſpiele. An die Stelle des Turnens können auch größere gemeinſame Spazier⸗ 
gänge, Schwimmen, Sportübungen und andere Beſchäftigungen treten, die die körperliche 
Entwickelung, Geſundheit und Gewandtheit zu heben geeignet ſind. 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: 1 Jahr zu 40 Unterrichtswochen. 


— ———— DÃ —— —. ge] 


Lau⸗ 
fende Unterrichtsfächer he ee ene e 
Nr. 095 8 undenzahl 
1. Halbjahr 2. Halbjahr 
1 Handarbeiten und Maſchineſticken. 14 112 520 
2 Maichinenähen . . 5 5 200 
3 Nähmaſchinenkunde il - 20 
4. | Stofflehre il 1 40 
5. | Stillehre . 1 1 40 
6 Fachzeichnen. 4 4 160 
7 Pädagogik 2 2 80 
8 n =. wer: 1 5 120 
9 Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre. k 20 
Summe. 30 30 1200 
10. Singen und Turnen. 4 4 
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Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchul lehrerin für Wäſcheanfertigung. 


Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſene Mädchen, die im eigenen 
Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, in der Anfertigung von Wäſche zu unter- 
richten. 

Lehrſtoff: 1. Wäſcheanfertigen: Garnierte Bettwäſche, Schürzen, rcichgarnierte Unter⸗ 
röcke, Beinkleider, Taghemden, Nachtjacken, Friſiermäntel, Morgenröcke oder Morgenjacken, 
Hemdhoſen, Damen⸗Nachthemden, Untertaillen, Hemdbluſen, Herrenhemden, Erſtlingswäſche, 
Kinderwäſche. Die Anfertigung der Gegenſtände iſt nach ſelbſtgenommenen Körpermaßen 
ſowie an der Hand gegebener Schnittmuſter zu üben. Ferner müſſen die Schülerinnen mit 
den im Gewerbe üblichen Normalformen vertraut gemacht werden. 


2. Nähmaſchinenkunde: Nähmaſchinenſyſteme; Bau, Einrichtung und Behandlung 
der verſchiedenen Arten; Juſtierungen und kleinere Reparaturen. 


3. Stofflehre: An der Hand von Sammlungen Beſprechung der für die Wäſche 
erforderlichen Garne und Stoffe unter Angabe der Kennzeichen der verſchiedenen Qualitäten, 
der üblichen Aufmachungen (bei den Garnen), der Handelsbreiten (bei den Stoffen) und 
der durchſchnittlichen Preiſe. 


4. Fachzeichnen: Zeichneriſche Darſtellung guter Vorbilder; Buchjtaben- und Mono⸗ 
grammzeichnen; Belehrungen über Farbenwirkungen. 


5. Pädagogik: Unterricht in der Piychologie, insbeſondere des Jugendalters unter 
ſteter Bezugnahme auf die Unterrichts- und Erziehungslehre, wie ſie durch den Charakter 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten bedingt iſt; Überblick über die Geſchichte der Pädagogik 
unter beſonderer Berückſichtigung des Frauenbildungsweſens bis in die neueſte Zeit; Lektüre 
ausgewählter Kapitel pädagogiſcher Klaſſiker; Beſprechung hervorragender neuerer Erſchei⸗ 
nungen unter Zuhilfenahme der Privatlektüre. 

6. Lehrübungen: Unterweiſung in der Fachmethodik durch die Fachlehrerin; Hoſpitieren 
und Lehrübungen, wenn möglich in einer Übungsſchule. 

7. Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre: Dem Faſſungsvermögen der Semina⸗ 
riſtinnen angepaßte Vorträge aus einzelnen Gebieten der Bürgerkunde und Volkswirtſchafts— 
lehre unter beſonderer Berückſichtigung der die Frauenberufe betreffenden Fragen. 

8. Singen und Turnen: Beſondere Pflege der Volkslieder. Freiübungen, Bewegungs⸗ 
ſpiele. An die Stelle des Turnens können auch größere gemeinſame Spaziergänge, 
Schwimmen, Sportübungen und andere Beſchäftigungen treten, die die körperliche Ent— 
wickelung, Geſundheit und Gewandtheit zu heben geeignet ſind. N 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: 1 Jahr zu 40 Unterrichtswochen. 


Lau⸗ 5 ; a 

fende Unterrichtsfächer Wöchentliche Stundenzahl Es 
8 ? 5 tundenzahl 
Nr. 1. Halbjahr 2. Halbjahr 
1. | Wäſcheaufertigen 2 19 800 
2. | Nähmaſchinenkunde 1 20 
3. | Stofflehre 1 f. 40 
4. | Fachzeichnen 3 3 120 
5. | Pädagogik 2 2 80 
6, WOBEI. 85 1 5 120 
7. | Bürgerfunde und Volkswirtſchaftslehre . 1 ; 20 

Summe. 30 30 1200 

8. | Singen und Turnen. 4 4 
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Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchullehrerin für Schneidern. 


Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſenen Mädchen, die im eigenen 
Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, in der Anfertigung der Damen- und Kinder— 
garderobe zu unterrichten. 

Lehrſtoff: 1. Schneidern: Ausgearbeitete Futtertaille, Unterröcke, Bluſen, Kleider, 
Reform- oder Prinzeßkleid, Morgenrock, Schneidertaille, Koſtümjacket mit Rock, Kinderkleid, 
Knabenanzug. Die Anfertigung der Gegenſtände iſt nach ſelbſt genommenen Körpermaßen 
ſowie an der Hand gegebener Schnittmuſter zu üben. Ferner müſſen die Schülerinnen 
mit den im Gewerbe üblichen Normalformen vertraut gemacht werden. 

2. Nähmaſchinenkunde: Nähmaſchinenſyſteme; Bau, Einrichtung und Behandlung 
der verſchiedenen Arten; Juſtierungen und kleinere Reparaturen. 

3. Stofflehre: An der Hand von Sammlungen Beſprechung der für die Damen— 
und Kinder⸗Garderobe erforderlichen Garne, Stoffe, Beſätze und ſonſtiger Zutaten unter 
Augabe der Kennzeichen von verſchiedenen Qualitäten, der üblichen Aufmachungen (bei den 
Garnen), der Handelsbreiten (bei den Stoffen) und der durchſchnittlichen Preiſe. 

4. Fachzeichnen: Gewandzeichnen unter Berückſichtigung der ſchmückenden Einzel- 
heiten, Farbſtudien. 

5. Koſtümkunde: Beſprechung der durch ihre Eigenart beſonders hervortretenden 
Trachten in hiſtoriſcher Reihenfolge, Skizzieren einzelner Trachten. 

6. Pädagogik: Unterricht in der Pſychologie, insbeſondere des Jugendalters unter 
ſteter Bezugnahme auf die Unterrichts- und Erziehungslehre, wie ſie durch den Charakter 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten bedingt iſt; Überblick über die Geſchichte der Pädagogik 
unter beſonderer Berückſichtigung des Frauenbildungsweſens bis in die neueſte Zeit; Lektüre 
ausgewählter Kapitel pädagogiſcher Klaſſiker, Beſprechung hervorragender neuerer Er— 
ſcheinungen unter Zuhilfenahme der Privatlektüre. 

7. Lehrübungen: Unterweiſung in der Fachmethodik durch die Fachlehrerin; 
Hoſpitieren und Lehrübungen, wenn möglich in einer Übungsſchule. 

8. Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre: Dem Faſſungsvermögen der 
Semiuariſtinnen angepaßte Vorträge aus einzelnen Gebieten der Bürgerkunde und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre unter beſonderer Berückſichtigung der die Frauenberufe betreffenden Fragen. 

9. Singen und Turnen: Beſondere Pflege der Volkslieder. Freiübungen, Be— 
wegungsſpiele. An die Stelle des Turnens können auch größere gemeinſame Spazier⸗ 
gänge, Schwimmen, Sportübungen und andere Beſchäftigungen treten, die die körperliche 
Entwickelung, Geſundheit und Gewandtheit zu heben geeignet find. 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: 1 Jahr zu 40 Unterrichtswochen. 


Lau⸗ 8 m : 
23 Ne Mıcer Wöchentliche Stundenzahl Geſamt⸗ 
ſtunde nzahl 
Nr. 1. Halbjahr 2. Halbjahr 
1 Be. I, 17 720 
2 Nähmaſchinenkunde | 20 
3. | Stofflehre 1 1 40 
4. | Fachzeichnen. 4 4 160 
5. | Koſtümkunde. 1 1 40 
6 Pädagogik 2 25 80 
7 b t 5 120 
8 Bürgerkunde und Bolfswirtichaftslehre". I - 20 
Summe e £ 1200 

eigen us nen 4 4 
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Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchullehrerin für Putz. 

Bei dem Lehrplan iſt vorausgeſetzt, daß die Ausbildung in einem anderen Fache 
vorausgegangen iſt, da die Lehrbefähigung für Putz bis auf weiteres nur erteilt werden 
wird, wenn eine andere Lehrbefähigung bereits erworben iſt. 

Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſene Mädchen, die im eigenen 
Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, im Putz zu unterrichten. 

Lehrſtoff: 1. Putzmachen: Sticharten; Rüſchen, Schleifen und Roſetten; Hutbügel; 
Einnähen des Futters; Säumen, Kräuſeln uſw. von Samt, Seide, Chiffon, Tüll und 
ähnlichen Stoffen; Anfertigen der Hutformen; Beziehen derſelben; Nähen von Strohhüten; 
Garnieren; Herſtellen von Kinderhüten, Häubchen und Modeartikeln für die Bekleidung 
und Dekoration. 

2. Stofflehre: Au der Hand von Sammlungen Beſprechung der für den Putz erforder- 
lichen Garne, Stoffe, Beſätze und fonftiger Zutaten unter Angabe der Kennzeichen von 
verſchiedenen Qualitäten, der üblichen Aufmachungen (bei den Garnen), der Handelsbreiten 
(bei den Stoffen) und der durchſchnittlichen Preiſe. 

3. Fachzeichnen: Zeichneriſche Darſtellung guter Vorbilder, Farbſtudien. 

4. Koſtümkunde: Beſprechung der durch ihre Eigenart beſonders hervortretenden 
Trachten in hiſtoriſcher Reihenfolge, Skizzieren einzelner Trachten. 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: ½ Jahr zu 20 Unterrichtswochen. 


Lau⸗ 5 5 
8 5 Wöchentliche | Gefant- 
t * 

15 anne Stundenzahl] Stundenzahl 
1 WWW 18 360 
25 CCC 2 40 
3 CCP ET ee 8 160 
e)) a 40 

Summe. .. 30 600 
e rn... une a 4 


) Wenn die Seminariſtin ſchon am Unterricht in der Koſtümkunde teilgenommen hat, können die 
beiden Unterrichtsſtunden anderweit verwandt werden. 


Anlage f. 


Lehrplan für die Ausbildung als Gewerbeſchullehrerin für Kunſthandarbeiten. 

Lehrziel: Die Lehrerin ſoll befähigt werden, erwachſene Mädchen, die im eigenen 
Haushalt oder gewerblich tätig ſein wollen, in der Anfertigung von Kunſthandarbeit zu 
unterrichten. 

Lehrſtoff: 1. Kunſthandarbeiten: Leinen, Durchbruch- und A jour-Stiderei, Weiß 
und Buntſtickerei, unter Berückſichtigung der verſchiedenſten Techniken, Applikation, Gold— 
ſtickerei, Knüpfen, Spitzennähen und Klöppeln, Weben; Sticken mit der Nähmaſchine. 

2. Nähmaſchinenkunde: Nähmaſchinenſyſteme; Bau, Einrichtung und Behandlung 
der verſchiedenen Arten; Juſtierungen und kleinere Reparaturen. 

3. Stofflehre: An der Hand von Sammlungen Beſprechung der für die Kunſt⸗ 
handarbeiten erforderlichen Garne und Stoffe unter Angabe der Kennzeichen der ver— 
ſchiedenen Qualitäten, der üblichen Aufmachungen (bei den Garnen), der Handelsbreiten 
(bei den Stoffen) und der durchſchnittlichen Preiſe. 
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4. Geſchichte der Textilkunſt: Geſchichtliche Euttvidelung der Textiltechniken; 
Trachtenſtudium, Skizzieren einzelner Trachten. 

5. Stillehre: Beſprechung der Stilarten in hiſtoriſcher Reihenfolge; Skizzieren 
einzelner Vorbilder. 

6. Zeichnen: Naturſtudien, Stiliſieren, Entwerfen von Flächenmuſtern, Farbſtudium. 

7. Pädagogik: Unterricht in der Psychologie, insbeſondere des Jugendalters unter 
ſteter Bezugnahme auf die Unterrichts- und Erziehungslehre, wie ſie durch den Charakter 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten bedingt ift; Überblick über die Geſchichte der Pädagogik 
unter beſonderer Berückſichtigung des Frauenbildungsweſens bis in die neueſte Zeit; Lektüre 
ausgewählter Kapitel pädagogiſcher Klaſſiker; Beſprechung hervorragender neuerer Er— 
ſcheinungen unter Zuhilfenahme der Privatlektüre. 

8. Lehrübungen: Unterweiſung in der Fachmethodik durch die Fachlehrerin; 
Hoſpitieren und Lehrübungen, wenn möglich in einer Übungsſchule. 

9. Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre: Dem Faſſungsvermögen der 
Seminariſtinnen angepaßte Vorträge aus einzelnen Gebieten, der Bürgerkunde und Volks- 
wirtſchaftslehre unter beſonderer Berückſichtigung der die Frauenberufe betreffenden Fragen. 

10. Singen und Turnen: Beſondere Pflege der Volkslieder. Freiübungen, Be⸗ 
wegungsſpiele. An die Stelle des Turnens können auch größere gemeinfame Spazier⸗ 
gänge, Schwimmen, Sportübungen und andere Beſchäftigungen treten, die die körperliche 
Entwickelung, Geſundheit und Gewandtheit zu heben geeignet ſind. 


Stundenverteilungsplan. 
Ausbildungszeit: 2 Jahre zu 40 Unterrichtswochen. 


Lau⸗ Wöchentliche Stundenzahl Geſeant⸗ 
x Baar Tara er 1. Halb⸗ 2. Halb- | 3. Halb⸗ | 4. Halb- ſtundenzahl 

ar jahr jahr jahr jahr 

| | 
1. | Kunſthandarbeitenn 14 | 16 „ 1080 
2.] Nähmaſchinenkunde - 1 A - 20 
ere 1 1 He a 40 
4. | Geſchichte der Textilkunſt. ; > 2 2 80 
5. | Stillehre . Se PR, Ne 1 1 1 1 80 
e 12 . 10 880 
EEC : , 2 2 80 
eee N ; 1 5 120 
9. | Bürgerkunde und Volkswirtſchafts— 

r — Men ver 20 
Summe 30 30 30 30 2400 

10. | Singen und Turnen | 4 4 4 4 


2. Fachſchulen. 


Betr. Bangewerkſchule in Coburg. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. September 1907. 

Im Auſchluß an den Erlaß vom 21. Juni d. J. (HMBL. S. 221) erſuche ich Sie, zu 
veranlaſſen, daß die alljährlich auszugebenden Schulprogramme der Baugewerkſchule Ihres 
Bezirks künftig regelmäßig in zwei Exemplaren auch au die Baugewerkſchule in Coburg 
überſandt werden. Dafür wird die genannte Anſtalt ihre Programme in Zutunft den 
preußiſchen Baugewerkſchulen zugehen laſſen. 

Im Auftrage. 
IV 8986. Simon. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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Betr. ſtädtiſche Bauſchule in Thorn. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. September 1907. 

Die der ſtädtiſchen Gewerbeſchule in Thorn angegliederte Bauſchule, beſtehend aus 
der 4. und 3. Klaſſe, entſpricht in ihrem Lehrplane genau dem Unterricht in den gleichen 
Klaſſen der ſtaatlichen Baugewerkſchulen. Ich beſtimme daher, daß die Schüler der 
4. Klaſſe der genannten Bauſchule, ſofern fie in die 3. Klaſſe verſetzt worden find, und die 
Schüler der 3. Klaſſe, ſofern ſie dieſe mit Erfolg durchgemacht haben, beim Übertritt in 
preußiſche Baugewerkſchulen ohne Prüfung in die 3. bezw. 2. Klaſſe der letztgenannten An— 
ſtalten aufzunehmen ſind. Sie wollen den Direktor der Baugewerkſchule Ihres Bezirks 
hiervon in Kenntnis ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV 9052. Simon. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr. polizeilichen Zwaug zur Erfüllung der Genehmigungsbedingungen einer gewerblichen 
Anlage bei weſentlicher Veränderung der Betriebsſtätte. 


Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 20. Juni 1907. 


Der Kläger hat vom Magiſtrat zu N. die Genehmigung zur Errichtung eines über- 
dachten Ziegelringofens auf Grund der §§ 16 ff. der Reichsgewerbeordnung erhalten. Da 
er bei der Aufführung des Ofens von den der Genehmigungsbehörde überreichten Unter— 
lagen abwich, forderte ihn die Polizeibehörde zu N. im Intereſſe der Geſundheit der im 
Obergeſchoß des Ofens beſchäftigten Arbeiter am 5. Januar 1906 auf, den Bedingungen 
der Genehmigungsurkunde zu entſprechen oder andere von ihr vorgeſchlagene Maßnahmen 
zu treffen, widrigenfalls das Obergeſchoß für die Beſchäftigung von Arbeitern zwangs⸗ 
weiſe geſchloſſen werden würde. Die hiergegen erhobene Klage wurde durch Urteil des 
Bezirksausſchuſſes zu B. vom 28. Juni 1906 als unbegründet abgewieſen. Auch die vom 
Kläger eingelegte Berufung kann keinen Erfolg haben. 

Irrtümlich iſt die Annahme des Klägers, daß ein Vorgehen der Polizeibehörde gegen 
ihn durch die Nr. 9 der Ausführungsanweiſung zur Reichsgewerbeordnung vom 1. Mai 1904 
ausgeſchloſſen ſei, weil ihn der Strafrichter von der Anklage des Vergehens aus § 147 
Nr. 2 des letzteren Geſetzes (Verletzung weſentlicher Konzeſſionsbedingungen) freigeſprochen 
habe. Durch die Ausführungsanweiſung und die erfolgte Freiſprechung im Strafverfahren 
wurde der Polizeibehörde keineswegs das Recht genommen, den Kläger zur Erfüllung der 
Konzeſſionsbedingungen unter Androhung unmittelbaren Zwanges, wie geſchehen, anzuhalten, 
wenn tatſächlich eine Verletzung weſentlicher Bedingungen der Genehmigung vorlag (§ 147 
Abſ. 3 Gew.). 

Unzutreffend iſt ferner der Einwand des Klägers, daß das Dach des Ofens nicht zu 
der genehmigten Anlage gehöre. Es iſt vielmehr integrierender Beſtandteil der letzteren 
und von der Genehmigung der zuſtändigen Behörde mit ergriffen. 

Die vom Kläger gegen die Genehmigungsurkunde vorgenommenen Abweichungen ſind 
nach der Feſtſtellung des Vorderrichters, deſſen Ausführungen der Gerichtshof in allem 
weſentlichen beitritt, folgende: 

„In der Mitte über dem Ofen iſt der Dachraum entgegen der Genehmigung 
nur 4,80 m ſtatt 7 m hoch hergeſtellt worden, und auch an den Seitenwänden 
iſt die lichte Höhe über dem Ofen 30 em geringer als vorgeſchrieben. Die 
Lüftungsaufbauten auf dem Dache find nicht, wie in der Zeichnung vor— 
geſchrieben, über die ganze Länge des Ofens, ſondern nur zur Hälfte desſelben 
durchgeführt, während die Seitenfenſter des Obergeſchoſſes nicht lüftbar her- 
geſtellt ſind.“ 

Daß in dieſen Abweichungen eine weſentliche Veränderung der dem Kläger kon— 
zeſſionierten Betriebsſtätte (Ringofen) liegt (§8 16 ff., 25, 147 Nr. 2 und Abſ. 3 GewO.), 
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iſt nach der Rechtſprechung des Gerichtshofs außer Zweifel. Zur Betriebsſtätte gehört 
der ganze zur Ausübung des Gewerbes benutzte Raum ſamt ſeinen Zugehörungen, inſoweit 
ſie integrierende Beſtandteile der Anlage bilden. 

Ob eine Veränderung weſentlich iſt, iſt nach den Umſtänden zu bemeſſen. Maß⸗ 
gebend iſt, ob die Veränderung auf diejenigen Rückſichten einwirken kann, welche der 
Eingang des § 16 der Reichsgewerbeordnung hervorhebt, alſo wenn fie Anlagen und 
Einrichtungen betrifft, welche Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für Nachbarn, 
Publikum und die im Betriebe beſchäftigten Arbeiter herbeiführen können. Derartige 
weſentliche Veränderungen werden nicht dadurch unweſentliche, daß ſie durch andere Ein— 
richtungen, mit denen dieſelben Zwecke erreicht werden, erſetzt werden. Es kommt viel⸗ 
mehr darauf an, welche Einrichtungen die konzeſſionierende Behörde tatſächlich genehmigt 
hat. Andernfalls würde an die Stelle der urſprünglich genehmigten Anlage nebſt Betrieb 
eine völlig anders geſtaltete gleicher Kategorie treten dürfen, ſo daß vom Vorhandenſein 
einer Genehmigung dieſer ſo geänderten Anlage überhaupt nicht mehr geſprochen werden 
könnte. Die entgegengeſetzte, vom Kläger vertretene Auffaſſung verkennt die rechtliche 
Bedeutung der vom Geſetz angeordneten Genehmigung der Anlage und die praktiſchen 
Gründe, welche zu dieſer Anordnung geführt haben. Da es hiernach weder an den recht 
lichen noch den tatſächlichen Vorausſetzungen für die angefochtene Verfügung fehlt (8 127 
Abſ. 3 des LandesverwG.), iſt die Klage abzuweiſen und demgemäß die Vorentſcheidung 
zu beſtätigen. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht Statt.) 

Die von dem Königlichen Staatsminiſterium dem Landtage der Monarchie vorgelegte 
Denkſchrift „Zwanzig Jahre deutſcher Kulturarbeit 1886-1906”, in welcher die 
wirtſchaftlichen Erfolge der Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen während der 
erſten 20 Jahre ihres Beſtehens und die Einwirkung ihrer Tätigkeit auf die geſamte wirtſchaftliche 
Entwickelung der Anſiedlungsprovinzen auf wiſſenſchaftlicher Grundlage dargeſtellt find, it 
von dem Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten durch W. Moeſer's Buch— 
druckerei Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34/35, zum Selbſtkoſtenpreiſe von 8 AM, zuzüglich 
der Portokoſten zu beziehen. 


„„ 
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